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SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
BAG Bundesamt für Gesundheit
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
AIDS Acquired Immune Deficiency Syndrome
HIV Humanes Immundefizienz-Virus
EG Europäische Gemeinschaft

CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
Etats

OFSP Office fédéral de la santé publique
DFI Département fédéral de l'intérieur
SIDA Syndrome de l'immunodéficience acquise
VIH Virus de l'immunodéficience humaine
CE Communauté européenne
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Wegen der Ausbreitung der Vogelgrippe seit Herbst 2005 und der damit
einhergehenden Risiken auch für die Menschen wurden die seit einiger Zeit in der
Bundesverwaltung laufenden Arbeiten zur Pandemievorsorge stark beschleunigt. Dabei
zeigte sich, dass mit Blick auf die hinreichende Versorgung der Bevölkerung mit
Heilmitteln, insbesondere mit Impfstoffen, im Fall einer Pandemie der Bund nicht über
die nötigen gesetzlichen Kompetenzen verfügt. Der Bundesrat unterbreitete deshalb
dem Parlament eine Änderung des Epidemiengesetzes, die ihm erlaubt, noch vor
Ausbruch einer Pandemie die Versorgung der Bevölkerung auch mit anderen Heilmitteln
als immunbiologischen Erzeugnissen sicherzustellen. Im Blickfeld stehen neben
Impfstoffen vor allem antivirale Medikamente und Medizinprodukte (z.B.
Schutzmasken). Beide Kammern stimmten der Änderung diskussionslos zu. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.2006
MARIANNE BENTELI

Trotz Kritik am Vorgehen des Bundesrats bewilligte der Nationalrat einen Kredit von
knapp 75 Mio Fr. für den Kauf von Impfstoffen gegen eine mögliche Grippepandemie.
Der Betrag ist Teil eines umfassenden Schutzkonzepts im Umfang von 186,2 Mio Fr.
Kritik am Vorgehen des Bundesrats, der den Rahmenkredit erst nachträglich auf Antrag
des EDI in den Voranschlag 2007 einfügte hatte, wurde vor allem von den Fraktionen
der CVP und der SVP geübt. Die beiden Parteien zeigten sich über die plötzliche Eile
der Landesregierung irritiert und sprachen von einem Konzept, das im internationalen
Vergleich sehr teuer sei. Finanzminister Hans-Rudolf Merz verteidigte hingegen das
Vorgehen des Bundesrats. Gemäss dem Schutzkonzept soll die Schweiz im Fall einer
Grippeseuche schon im Jahr 2007 über Impfstoff für die gesamte Bevölkerung
verfügen. Dafür sollen rund acht Millionen Dosen eines Präpandemie-Impfstoffs
beschafft werden. Der Ständerat stimmte, wenn auch ebenfalls etwas murrend, zu. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2006
MARIANNE BENTELI

Epidemien

Da der AIDS-Forschung kurzfristig der finanzielle Kollaps drohte, sprach der Bundesrat
einen Zusatzkredit von CHF 5 Mio. und beschloss, für 1991 das Forschungsbudget
ebenfalls um CHF 5 Mio. auf CHF 8 Mio. zu erhöhen und die AIDS-Forschung analog der
Krebsforschung in seine Botschaft über die Förderung der wissenschaftlichen
Forschung 1992 bis 1995 zu integrieren. Mit dem Argument der wissenschaftlichen
Relevanz begründete Bundesrat Cotti auch die Teilnahme der Schweiz an der
Internationalen AIDS-Konferenz in San Francisco. Das BAG hatte vorgehabt, die
Konferenz – gleich wie die EG-Länder – zu boykottieren, um so gegen die restriktive
Einreisepolitik der USA gegenüber AIDS-Kranken zu protestieren. Diesen Entscheid
hatte das BAG allerdings ohne Rücksprache mit dem Departementsvorsteher getroffen;
dieser zeigte sich erstaunt ob dem Vorgehen des BAG und betonte vor dem Nationalrat,
dass in derartigen Fällen nur ihm allein die Entscheidungskompetenz zustehe. Wie weit
dieser Vorfall zum Rücktritt von BAG-Direktor Beat Roos beitrug, wurde nicht publik. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.1990
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat beantragte dem Parlament, allen durch kontaminierte Blutpräparate mit
dem HIV-Virus infizierten Hämophilen oder Bluttransfusionsempfängern sei eine
einmalige Leistung von CHF 50'000 zu entrichten, unabhängig davon, ob die Krankheit
bereits ausgebrochen ist oder nicht. Die Räte stimmten dieser Regelung zu, dehnten
aber den Kreis der Anspruchsberechtigten auch auf den HIV-infizierten Ehepartner –
nicht aber den infizierten Lebensgefährten – aus. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.1990
MARIANNE BENTELI
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In der Frage der Blutpräparate handelte Bundesrätin Dreifuss rasch. Da die
Ausarbeitung eines eigentlichen Heilmittelgesetzes kaum vor dem Jahr 2000 erwartet
werden kann, gab sie Mitte Dezember 1994 ihren Vorschlag für einen befristeten
Bundesbeschluss in die Vernehmlassung. Zentraler Punkt ist die Einführung einer
Bewilligungspflicht für den Umgang mit Blut, Blutprodukten und Transplantaten sowie
für deren Import und Export. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.1994
MARIANNE BENTELI

In beiden Kammern und über alle Parteigrenzen hinweg war unbestritten, dass sich die
Vorkommnisse der 1980er Jahre, wo unter anderem eine unklare
Verantwortlichkeitsregelung die tragischen Ereignisse mit den durch HI-Viren
verseuchten Blutkonserven und -präparaten mitverursacht hatte, nicht mehr
wiederholen dürfen. Sowohl Stände- wie Nationalrat waren praktisch einstimmig damit
einverstanden, die Kompetenzen für die Kontrolle von Herstellung und Handel mit
Blutprodukten bis zum Vorliegen des neuen Heilmittelgesetzes in einem dringlichen
Bundesbeschluss ausschliesslich dem BAG zu übertragen.

Während aber der Ständerat in den wesentlichen Punkten der bundesrätlichen Vorlage
folgte, fügte der Nationalrat auf Antrag seiner Kommission mit 61 zu 46 Stimmen einen
Artikel ein, wonach es für alle Transplantate einer schriftlichen Zustimmung des
Spenders bedarf. Vergeblich machten der Bundesrat und die Gegner dieses Zusatzes
geltend, es handle sich hier nur um eine Übergangsregelung, die in erster Linie auf den
Schutz vor Infektionen angelegt ist, weshalb es wenig sinnvoll sei, ohne vertiefte
Diskussion die ethisch überaus heikle Frage des Umgangs mit Transplantaten bereits
einzubeziehen. Widerstandslos passierte hingegen die ebenfalls von der Kommission
eingebrachte Bestimmung, wonach es verboten ist, mit menschlichen Transplantaten
Handel zu betreiben. Keine Chance hatten ein Minderheitsantrag zum Verbot von
Transplantaten, die von gentechnisch veränderten Tieren stammen, sowie die
Forderung nach beratenden Fachkommissionen, welche den Vollzug des
Bundesbeschlusses mitgestalten sollten. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.1995
MARIANNE BENTELI

Seit Ende 2010 war die Revision des Epidemiengesetzes (EpG) hängig. Nach der
Lungenkrankheit SARS im Jahr 2003 und den H1N1-Grippewellen im Jahr 2009 befand
der Bundesrat eine Anpassung des Gesetzes für notwendig, um Epidemien schneller zu
erkennen, besser zu überwachen und effizienter zu bekämpfen, sowie um
übertragbaren Krankheiten besser vorzubeugen. Unter Federführung des Bundesamts
für Gesundheit waren nationale Programme, darunter ein Impfprogramm, erarbeitet
worden. Darüber hinaus wurde vorgesehen, dass Massnahmen zur Erhöhung des
Gesundheitsschutzes (wie Quarantäne, Veranstaltungsverbot usw.) beschlossen werden
können, und dass die Zusammenarbeit mit dem Ausland besser auf die internationalen
Gesundheitsvorschriften abgestimmt werden soll. Ferner stellte der Bundesrat fest,
dass das geltende Epidemiengesetz aus fachlicher und rechtlicher Sicht den
veränderten Anforderungen nicht mehr gerecht wurde. Im Gesetz fehlten etwa
Bestimmungen zur Vorbereitung auf neue Bedrohungen, zudem seien die
Bestimmungen zur Bewältigung einer gesundheitlichen Notlage insgesamt lückenhaft
und zu unspezifisch. Im Nationalrat war Eintreten unbestritten. In der Detailberatung
Anfang Jahr wurden gleichwohl etliche Bestimmungen besprochen und mit
Minderheitsanträgen bekämpft. Wichtigster Kontrapunkt war die Frage um einen
möglichen Impfzwang. Der Gesetzesentwurf sah vor, dass der Bund in besonderen
Situationen Impfungen für gefährdete oder exponierte Personen wie z.B.
Pflegepersonal anordnen kann. Eine Kommissionsminderheit um Nationalrätin
Estermann (svp, LU) bekämpfte diesen Passus mit der Begründung, dass dies ein
erheblicher Eingriff in die persönliche Freiheit sei. Dieser Argumentation schlossen
sich zahlreiche Gegner an. Gegenteilig sprachen sich die Befürworter aus, welche die
öffentliche Gesundheit höher gewichteten. Sie sahen im entsprechenden
Gesetzesartikel zudem eher eine Pflicht denn einen Zwang: Niemand würde gegen
seinen Willen zwangsgeimpft. Eine Relativierung oder Streichung der Impfpflicht wurde
schliesslich abgewiesen. Ein weiterer Minderheitsantrag Baettig (svp, JU) konnte
hingegen dank eines Schulterschlusses zwischen SVP und SP durchgebracht werden:
Kantone dürfen Impfungen nicht mehr wie bis anhin anordnen, sondern nur noch
vorschlagen und empfehlen. Eine weitere Änderung des bundesrätlichen Entwurfs
wurde durch eine Minderheit Stahl (svp, ZH) erfolgreich vorgenommen. Der Bund muss
sich demnach an den Kosten für angeordnete Massnahmen im internationalen
Personenverkehr, vollzogen durch Transportunternehmen, beteiligen. In der
Gesamtabstimmung wurde die Gesetzesvorlage mit 154 zu 4 Stimmen angenommen.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Eintreten war auch im Ständerat unbestritten. Auch in der kleinen Kammer war das
Impfobligatorium Gegenstand von Diskussionen. Eine Kommissionsminderheit Maury
Pasquier (sp, GE) wollte den kritischen Passus streichen, was jedoch auch in diesem
Ratsplenum mit 9 zu 20 Stimmen scheiterte. Entgegen dem Nationalrat wurde jedoch
ein mögliches Impfobligatorium, welches von den Kantonen verfügt werden konnte, mit
17 zu 11 Stimmen angenommen. Dies sei jedoch ebenfalls nicht als Zwang zu verstehen,
gab Kommissionssprecherin Egerszegi (fdp, AG) in der Debatte an. Überdies sei diese
Anordnung nur in besonderen, ausserordentlichen Lagen möglich. Weitere Differenzen
zum Erstrat ergaben sich in einer Bestimmung über die Zusammensetzung der
Eidgenössischen Kommission für Impffragen und bei der Frage nach der
Kostenbeteiligung des Bundes, wie sie vom Nationalrat beschlossen worden war.
Hierbei folgte der Ständerat dem Entwurf des Bundesrates. In der Gesamtabstimmung
wurde Mitte Jahr die Vorlage mit 29 zu 2 Stimmen ebenfalls deutlich angenommen. In
der Herbstsession folgte eine erste Sitzung zur Differenzbereinigung im Nationalrat,
wobei zwei Bestimmungen umstritten blieben. Dem vom Ständerat eingebrachten,
durch die Kantone durchsetzbaren Impfobligatorium folgte der Nationalrat mit 88 zu 79
Stimmen. Bei der Frage der Kostenbeteiligung an Transportunternehmen hielt der
Nationalrat hingegen mit 89 zu 82 Stimmen an seiner Haltung fest. In der nach wie vor
bestehenden Differenz zur Entschädigungsfrage wurde im Ständerat ein
Kompromissantrag vorgeschlagen, wonach ausserordentliche Auslagen übernommen
werden, falls diese für die betroffenen Unternehmen zu einer unzumutbaren Belastung
führen würden. Diesem schloss sich der Nationalrat an. In den Schlussabstimmungen
wurde das EpG Ende September mit 149 zu 14 Stimmen im Nationalrat (25 Enthaltungen)
und mit 40 zu 2 Stimmen im Ständerat (3 Enthaltungen) deutlich angenommen. 7

Im Oktober gelangte der Bundesrat mit einem Antrag auf Verlängerung eines
dringlichen Bundesgesetzes an das Parlament. Im Jahr 2006 hatte das Parlament das
Epidemiengesetz im dringlichen Verfahren teilrevidiert und dabei vier neue
Bestimmungen verabschiedet. Sie betrafen die Versorgung der Bevölkerung mit
Heilmitteln, die Übernahme der dadurch anfallenden Kosten, die Förderung der
Herstellung von Heilmitteln bei ausserordentlichen Umständen und die allfällige
Schadensdeckung. Die betreffenden Artikel galten aber nur bis zum 31. Dezember 2012.
Im revidierten EpG waren ebendiese vier Bestimmungen unbestritten. Jedoch wird die
Inkraftsetzung des neuen EpG laut Bundesrat nicht vor 2015 erfolgen. Um eine
gesetzliche Lücke zu verhindern, musste deshalb die Geltungsdauer der dringlichen
Änderung von 2006 bis zum Inkrafttreten des totalrevidierten Epidemiengesetzes,
längstens aber bis zum 31. Dezember 2016, verlängert werden. Nachdem die SGK des
Ständerates den Entwurf einstimmig angenommen hatte, folgte das Ratsplenum
ebenfalls einstimmig. Eintreten war auch im Nationalrat unbestritten. Nach einer
kurzen Debatte mit wenigen Wortmeldungen folgte der Nationalrat dem Votum der
kleinen Kammer und nahm den Entwurf ebenfalls deutlich mit 133 zu 30 Stimmen an. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die Revision des Epidemiengesetzes blieb 2013 auch nach der im Vorjahr
abgeschlossenen parlamentarischen Beratung aktuell. Die nach mehrmaligem Hin und
Her zwischen den beiden Kammern beschlossene Fassung des Gesetzes sah unter
anderem ein Impfobligatorium vor, welches unter gewissen Umständen Impfungen für
bestimmte Personengruppen vorsah. Diese Bestimmung sorgte für Unmut. Kurz nach
der Verabschiedung der Gesetzesvorlage durch das Parlament gaben mehrere Seiten
das Ergreifen des Referendums bekannt. Am 17. Januar reichten die Gegner der Vorlage
rund 80 000 Unterschriften ein und übertrafen damit das erforderliche Quorum bei
Weitem. Mehrere Gruppierungen (Junge SVP, Bürger für Bürger, EDU, Komitee wahre
Demokratie, Human Life International, Jugend und Familie, das Netzwerk
Impfentscheid) hatten sich an der Unterschriftensammlung beteiligt, jedoch ohne
überparteilichen Zusammenschluss. Auch links-grüne Politiker standen dem Gesetz
kritisch gegenüber, wollten aber nicht mit rechts-bürgerlichen oder christlich-
konservativen Kreisen kooperieren. Eine Art Federführung übernahm das „Netzwerk
Impfentscheid“ um den Naturheilpraktiker Daniel Trappitsch, welcher bereits
erfolgreich gegen das Tierseuchengesetz gekämpft hatte. Als namhafte Unterstützer
waren die Nationalräte Büchler (cvp, SG), Estermann (svp, LU), Freysinger (svp, VS),
Kessler (glp, SG) und Schwander (svp, SZ) im Komitee dabei. Die verschiedenen
Gruppierungen, welche sich gegen das Gesetz formiert hatten, führten je eigene
Gründe gegen die Vorlage an. Einige, in erster Linie christliche Kreise, warnten vor einer
«Frühsexualisierung»: Sie verdächtigten den Bund, mit der Gesetzesänderung die Aids-
Prävention und obligatorische Sexualerziehung bereits im Kindergarten forcieren zu

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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wollen. Andere, wie zum Beispiel der damalige Vizepräsident der Jungen SVP Schweiz,
Anian Liebrand, befürchteten eine Machtkonzentration beim Bund. Tatsächlich würde
dieser mit dem neuen Gesetz mehr Kompetenzen für die Bekämpfung übertragbarer
Krankheiten erhalten. Hauptargument gegen das revidierte Gesetz war aber der
«Impfzwang», wie ihn die Gegner nannten. Sie lehnen Eingriffe in das körpereigene
Immunsystem grundsätzlich ab und befürchteten, dem Staat würde mit dem Gesetz
ermöglicht, Menschen gegen deren Willen zur Impfung zwingen zu können. Der
Gesetzesentwurf sah tatsächlich vor, dass der Bund in besonderen Situationen
Impfungen für gefährdete oder exponierte Personen wie z.B. Pflegepersonal anordnen
kann. Die Streichung dieser Bestimmung war jedoch bereits in der Nationalratsdebatte
2012 debattiert und schlussendlich mit der Begründung abgelehnt worden, es handle
sich hierbei eher um eine Pflicht als einen Zwang. Die öffentliche Gesundheit sei höher
einzustufen als die persönliche Freiheit, zwangsgeimpft würde jedoch niemand.
Dennoch vermochte dieses Argument bei der Volksabstimmung am meisten zu
mobilisieren (siehe unten), auch wenn es sich hierbei nur um einen marginalen Aspekt
der gesamten Epidemiengesetz-Revision handelte. Nach der nach aussen hin
unscheinbaren Diskussion im Parlament und der deutlichen Verabschiedung mit 149 zu
14 Stimmen im Nationalrat und mit 40 zu 2 im Ständerat sollten die Stimmbürgerinnen
und Stimmbürger durch das erfolgreich ergriffene Referendum also trotzdem über das
Gesetz befinden.

Noch im September 2013 konnte sich das Volk zum revidierten Epidemiengesetz
äussern. Obschon mehrere Gruppierungen gegen das Gesetz mobilisiert hatten und so
die Abstimmungsempfehlung von Regierung und Parlament bekämpfen wollten, verlief
der Abstimmungskampf eher ruhig. Dies war unter anderem der gleichzeitig
stattfindenden und als wichtiger empfundenen Wehrpflichts-Abstimmung
zuzuschreiben und liess sich auch anhand einer Analyse von Inseraten in Schweizer
Zeitungen erkennen: In den letzten acht Wochen vor Abstimmung fanden sich in über
50 Tages- und Wochenzeitungen lediglich 36 Abstimmungsinserate zum Referendum,
wobei zwei Drittel für eine Annahme des Gesetzes warben. Die grössten
Schlagabtausche ergaben sich rund um die Frage nach dem Impfobligatorium: Gegner
stilisierten dieses zu einem Impfzwang hoch und wurden dabei von den Pressetiteln
unterstützt, indem diese die Revision des Epidemiengesetzes bisweilen auf ein
„Impfgesetz“ reduzierten. Die Befürworter und der Gesundheitsminister Berset gaben
sich Mühe, diese Massnahme zu relativieren und aufzuzeigen, dass niemand gegen
seinen Willen geimpft werden könne. Die Argumentationslinien blieben jedoch
grundsätzlich starr und so wurde auch die Meinungsbildung vom sogenannten
Impfzwang geprägt. Die in zwei Wellen durchgeführten Meinungsumfragen im Vorfeld
der Abstimmung deuteten jedoch früh auf eine mögliche Annahme der Revision. Mitte
August gaben 49% der Befragten an, eher oder bestimmt dafür zu sein, 39% waren eher
oder bestimmt dagegen und 12% waren noch unentschlossen. Auffallend war, dass der
grössere Anteil der Befragten ihre Stimmabsicht nur tendenziell formulierte, also „eher“
dafür oder dagegen zu sein schien. Diese Werte änderten sich nicht bis zur zweiten
Erhebung rund drei Wochen vor der Abstimmung, so dass zwar nach wie vor eine Ja-
Tendenz zu beobachten war, den Gegnern jedoch auch noch gut zwei Wochen für eine
Schlussmobilisierung Zeit blieb. Mit fast 60% Ja-Stimmen wurde das Gesetz an der
Volksabstimmung bei einer Stimmbeteiligung von 46,8% deutlich angenommen. Einzig
in den Innerschweizer Kantonen Schwyz und Uri sowie in den beiden Appenzell sprach
sich eine Mehrheit gegen die Vorlage aus.

Abstimmung vom 22. September 2013

Beteiligung: 46,8%
Ja: 1 395 607 (59,0%) 
Nein: 968 078 (41,0%) 

Parolen:
– Ja: FDP, CVP, SPS, EVP, CSP, GLP, BDP, GPS, Jungfreisinnige, Juso, Junge Grüne; FMH,
Hausärzte Schweiz. 
– Nein: SVP, JSVP, EDU; Schweizerischer Verein für Homöopathie.

Dass die Mehrzahl der Stimmenden ihr Votum erst sehr spät fällte und die
Entschlussfassung schwer fiel, ist auch der VOX-Analyse im Nachgang der Abstimmung
zu entnehmen. Eine starke Polarisierung war indes nicht auszumachen; einzig die SVP-
Sympathisanten lehnten die Vorlage mit rund 55% Nein-Stimmen der Parteiparole
entsprechend ab. Anhänger der FDP, der CVP und der SP hiessen das Gesetz mit
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Anteilen zwischen 61 und 74% Ja-Stimmen gut, wiederum in Einklang mit den
Parteiempfehlungen. Besonders wichtig war in dieser Abstimmung das
Regierungsvertrauen: Wer ein hohes Vertrauen in den Bundesrat hatte, folgte in den
meisten Fällen der Abstimmungsempfehlung der Regierung (69% Zustimmung). Der
Gegenstand der Abstimmung war jedoch nicht allen Stimmenden geläufig, glaubte doch
die Mehrheit der Befragten, dass es um die Einführung des Impfzwangs gehe. Allerdings
legten auch jene, die das glaubten, nicht zwangsläufig ein Nein in die Urne.
Gesetzesbefürworterinnen und -befürworter nannten als häufigstes Argument den
nötigen Schutz der Bevölkerung im Falle von Epidemien (21%). Dass die Durchsetzung
von Impfobligatorien durch den Bund in bestimmten Fällen gerechtfertigt sei (20%) und
es einer Neuregelung der Kompetenzordnung im Kampf gegen Epidemien bedürfe (18%)
waren weitere wichtige Argumente für Personen, die an der Urne ein Ja einlegten.
Immerhin 16% der Befürworter gaben die Abstimmungsempfehlung des Bundesrates als
Hilfe für die eigene Entscheidung an. Unter den Gesetzesgegnern war die Angst um
einen vermeintlichen Impfzwang das dominierende Argument in der Meinungsbildung
(von 60% angegeben). Das Gesetz soll nach der Annahme per Anfang 2016 in Kraft
gesetzt werden. 9

Das im September 2013 an der Urne angenommene Epidemiengesetz soll Anfang 2016
in Kraft treten. Das gab der Bundesrat Mitte 2014 bekannt. Daneben hat der Bundesrat
auf Verordnungsweg die Ausführungsgesetzgebung ausgestaltet und per Sommer 2014
einer Anhörung unterzogen. Drei Verordnungen standen zur Beurteilung: Die Erste
konkretisiert die gesetzlichen Bestimmungen zur Bekämpfung übertragbarer
Krankheiten des Menschen. Die Zweite stellt die mikrobiologischen Laboratorien ins
Zentrum. Dabei geht es um die Voraussetzungen und das Verfahren, um die Bewilligung
für den Betrieb solcher Laboratorien zu erhalten. Eine dritte Verordnung befasst sich
mit den meldepflichtigen Beobachtungen übertragbarer Krankheiten. Darin wird
festgehalten, welche Erreger und Krankheiten unter die Meldepflicht fallen. Letztere ist
eine EDI-Verordnung; sie kann im Gegensatz zu Bundesratsverordnungen bei Bedarf
schneller angepasst werden. Den Verordnungsentwürfen wurde in der Anhörung
mehrheitlich zugestimmt, wenn auch teilweise mit Änderungswünschen und
Vorbehalten. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.07.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

1) BBl, 2006, S. 5605 ff.; AB NR, 2006, S. 1185 f. und 1606; AB SR, 2006, S. 674 f. und 926; AS, 2006, S. 4137 f.
2) AB NR, 2006, S. 1663 ff.; AB SR, 2006, S. 1090 ff. 
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